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Deutlich weniger geschlossene Spielhallen und Wettbuden: Wendet der 
Magistrat das verschärfte Landesgesetz in Bremerhaven anders an als der 
Senat in Bremen? 

Anfrage der Abgeordneten Nelson Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE 

Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Spielhallen und Wettbüros wurden anteilig am alten Gesamtbestand in 
der Stadtgemeinde Bremen und der Stadtgemeinde Bremerhaven seit Inkrafttreten 
der neuen landesgesetzlichen Gesetzesgrundlage aufgrund der verschärften 
Abstandsregeln bereits geschlossen? 
 
2. Wurden in beiden Stadtgemeinden die landesrechtlichen Verschärfungen am 
Spielhallengesetz im Verwaltungshandeln einheitlich angewendet in Bezug auf die 
sofortige Vollziehbarkeit bei verweigerten Genehmigungen oder hat der Magistrat als 
zuständige Umsetzungsstelle hier eine „laxere“ Handhabung in der Praxis an den 
Tag gelegt? 
 
3. Teilt der Senat die Auffassung, dass dem Problem von Spielsucht und den 
korrespondierenden Problemen auch in Bremerhaven durch einen zeitnahen Vollzug 
der neuen Regelungen beigekommen werden sollte? 

Vorbemerkung des Senats: 
Mit Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und glücksspielrechtlicher 
Vorschriften an den Glücksspielstaatsvertrag 2021 erfolgten zum 1. Juli 2022 
Änderungen des Bremischen Spielhallengesetzes (BremSpielhG) sowie des 
Bremischen Glücksspielgesetzes (BremGlüG). Infolge dessen wurden eine Vielzahl 
spielerschützender Vorschriften eingeführt, u.a. eine Verschärfung der Regelungen 
zu Mindestabständen, das Erfordernis einer Zertifizierung von Spielhallen durch eine 
unabhängige Prüfungsorganisation, das Erfordernis eines Sachkundenachweises für 
Spielhallenbetreiber*innen sowie eine spielformübergreifende Anhebung des 
Mindestalters zum Betreten der Betriebe. 
Der Senat sieht in den spielerschützenden Vorschriften die Grundlage für die 
Gewährleistung höherer Standards insbesondere in Spielhallen. Zugleich wurde 
durch eine konsequente Umsetzung der Regelungen zum Abstandsgebot bereits 
eine deutliche Reduzierung von Wettvermittlungsstellen und Spielhallen in der Freien 
Hansestadt Bremen erreicht. Nach Auslaufen von bestehenden Erlaubnissen 
aufgrund vorheriger Rechtslage und Abschluss gerichtlicher Verfahren wird von einer 
weiteren Reduzierung von Wettvermittlungsstellen und Spielhallen ausgegangen. 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Anfrage im Einzelnen wie folgt: 

Zu Frage 1: 
1. Spielhallen 
In der Stadtgemeinde Bremen sind derzeit noch 51 Spielhallen geöffnet. Von 121 
Spielhallen im September 2023 mussten inzwischen 70 Spielhallen aufgrund der  
verschärften Abstandsregelungen schließen.  



Von den 51 weiterhin geöffneten Hallen haben 34 eine Erlaubnis auf der Grundlage 
des geänderten BremSpielhG erhalten. 7 Spielhallen besitzen derzeit noch eine 
Erlaubnis nach alter Rechtslage; nach Ablauf dieser Erlaubnis wäre ein Neuantrag 
auf der Grundlage der verschärften Regelungen des neuen BremSpielhG zu prüfen. 
Bezüglich 10 Spielhallen sind die Verwaltungs- bzw. die verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren derzeit noch nicht abgeschlossen. 
In der Stadtgemeinde Bremerhaven sind von ursprünglich 29 Spielhallen derzeit 
noch 26 Spielhallen geöffnet. Davon besitzen 11 Spielhallen eine Neuerlaubnis und 3 
Spielhallen eine bis zum Herbst 2026 geltende Erlaubnis nach alter Rechtslage. 
Diese 3 Hallen werden aufgrund einer Abstandsproblematik mit Auslaufen der 
Erlaubnis schließen müssen. Für die weiteren Hallen wurden Ablehnungsbescheide 
erteilt, gegen die der Klageweg beschritten worden ist. 

2. Wettvermittlungsstellen  
In der Stadtgemeinde Bremen werden von den zuvor betriebenen 24 
Wettvermittlungsstellen ab dem 01.12.2024 voraussichtlich noch 13 – teilweise 
vorübergehend – geöffnet haben dürfen.  

Es sind 8 Erlaubnisse erteilt worden, ein weiterer Standort wird aller Voraussicht 
nach eine Erlaubnis erhalten. Eine Wettvermittlungsstelle darf noch bis zum 
Abschluss eines anhängigen Berufungsverfahrens aufgrund einer „Alterlaubnis“ 
geöffnet sein. Bezüglich 2 Wettvermittlungsstellen stehen derzeit noch 
Entscheidungen im Eilrechtsverfahren aus; bis dahin wird auf Vollstreckung der 
Schließung verzichtet. Eine beabsichtigte Versagung befindet sich derzeit im 
Anhörungsverfahren.  
In der Stadtgemeinde Bremerhaven sind von den zuvor betriebenen zehn 
Wettvermittlungsstellen derzeit noch fünf geöffnet. Zwei Wettermittlungsstellen sind 
im Besitz einer bis zum 20.06.2028 befristeten Erlaubnis. In zwei Fällen wurden 
Klagen gegen die Ablehnungsbescheide erhoben. In einem weiteren Fall läuft derzeit 
das Anhörungsverfahren zur beabsichtigten Antragsablehnung. 

Zu Frage 2: 
In der Stadtgemeinde Bremen wurden die Ablehnungen der Anträge auf Erteilung 
einer Spielhallenerlaubnis mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung der 
Schließungsverfügung versehen. Im Falle eines eingelegten Eilverfahrens wurden 
die Hallen bis zum Abschluss des Verfahrens geduldet, da andernfalls mit einer 
entsprechenden Verfügung des Verwaltungsgerichts zu rechnen gewesen wäre. In 
sämtlichen Eilverfahren haben Verwaltungsgericht bzw. Oberverwaltungsgericht die 
Anträge abgelehnt und damit die Entscheidungen der Senatorin für Wirtschaft, Häfen 
und Transformation bestätigt. Die betroffenen Spielhallen mussten daraufhin 
unverzüglich schließen.  
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgte, weil das öffentliche Interesse an 
der sofortigen Vollziehung der Schließungsverfügung – angesichts des Ziels der 
Bekämpfung und Verhinderung von Glücksspielsucht – als besonders 
schwerwiegend angesehen worden ist. Auf diese Weise sollte verhindert werden, 
dass die Hallen trotz abgelehnter Erlaubnis bis zum (ggf. zweitinstanzlich) 
abgeschlossenen  
Gerichtsverfahren noch Jahre geöffnet bleiben dürften. 



Der Magistrat hat – angesichts der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts in 
Bezug auf die sofortigen Vollziehungen der Schließungsverfügungen – seine 
Verwaltungspraxis inzwischen dahingehend geändert, dass alle vergleichbaren 
Bescheidungen von Ablehnungen in glückspielrechtlichen Verfahren – wie in der 
Stadtgemeinde Bremen – für sofort vollziehbar erklärt werden, soweit die 
Voraussetzungen dafür im konkreten Einzelfall vorliegen. Dies führt zu einer 
einheitlichen Anwendung der glücksspielrechtlichen Regelungen im Lande Bremen. 

Zu Frage 3: 
Der Senat misst dem wichtigen Gemeinwohlziel der Bekämpfung von 
Glücksspielsucht einen hohen Stellenwert bei. Eine weiterhin konsequente 
Umsetzung des gesetzgeberischen Ziels der Suchtprävention ist daher sowohl in der 
Stadtgemeinde Bremen als auch in der Stadtgemeinde Bremerhaven erforderlich. 


